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 Amtlicher Teil
 

Stellenausschreibung 
 
Die Gemeinde Selfkant sucht zur Verstärkung ihres Bauhof-Teams zum 1. März 2018 

 

eine/n Gärtner/in. 
 
Es handelt sich um eine Vollzeitstelle, bei der zusätzlich Rufbereitschaftsstunden im Winterdienst anfallen 
können.  
 
Das Aufgabengebiet umfasst im Wesentlichen 
 

 Führen von Spezialmaschinen und Geräten wie Motorsäge, Aufsitzrasenmäher usw. 

 Pflege des gemeindlichen Baumbestandes einschließlich Baumbepflanzung, Baum- und Heckenschnitt 

 Pflege, Reinigung und Wartung der öffentlichen Grünflächen sowie Spiel- und Bolzplätze einschließlich 
pflanz- und bautechnische Tätigkeiten 

 Instandsetzung von Wegen und Parkflächen 

 Winterdienst 
 
Voraussetzungen sind 
 

 eine abgeschlossene Berufsausbildung als Gärtner, Fachrichtung Garten- und Landschaftsbau oder 
vergleichbare Ausbildung in der Garten- und Landschaftspflege 

 Zuverlässigkeit, Flexibilität, Engagement  

 der Besitz der Fahrerlaubnis der Klasse CE (früher Klasse 2) 

 Bereitschaft zur ehrenamtlichen Mitarbeit in der Freiwilligen Feuerwehr Selfkant. 
 
Eine zusätzliche Ausbildung in einem anderen handwerklichen Beruf  wäre wünschenswert. 
 
Die Bezahlung erfolgt nach dem Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD). 
 
Interessierte richten bitte ihre schriftliche Bewerbung mit den üblichen Bewerbungsunterlagen wie Lebenslauf, 
Lichtbild, Zeugnisse bis zum 22. Januar 2018 an die 

 
Gemeinde Selfkant 

-Haupt- und Personalamt- 
Am Rathaus 13 
52538 Selfkant 

____________________________________________________________________ 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 

Satzung über die 5. Änderung des  
Bebauungsplanes Selfkant Nr. 25 – Saeffelen, Auf dem Bildersträßchen – 

mit Bekanntmachungsanordnung vom 14.12.2017 
 

I. 

 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Selfkant hat in ihrer Sitzung am 14. Dezember 2017 den 

Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 

2017 (BGBL. I. S. 3634), in Verbindung mit § 7 Gemeindeordnung NRW in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 14. Juli 1994 (GV. S. 666), jeweils in der bei Erlass dieser Satzung geltenden Fassung, zur 5. Änderung des 

Bebauungsplanes Selfkant Nr. 25 – Saeffelen, Auf dem Bildersträßchen - gefasst. 
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Im Rahmen dieses Verfahrens wurde das Baufenster in den Planunterlagen zum Bebauungsplan Selfkant Nr. 25 

– Saeffelen, Auf dem Bildersträßchen - angepasst, indem das Baufenster für das Grundstück Gemarkung 

Saeffelen, Flur 2, Parzelle 474 um 5 m in Richtung Süden erweitert wurde. 

 

Der Geltungsbereich der 5. Änderung des Bebauungsplanes Selfkant Nr. 25 – Saeffelen, Auf dem 

Bildersträßchen - ist aus dem nachstehenden Übersichtsplan ersichtlich: 

 

  
 

II. 

 

Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende Satzung wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) öffentlich bekannt 

gemacht. 

 

Mit der Bekanntmachung tritt die Satzung in Kraft. 

 

Sie liegt mit Planzeichnung, Begründung und zusammenfassender Erklärung nach § 10 Abs. 4 Baugesetzbuch 

ab dem Tage der Veröffentlichung im Amtsblatt der Gemeinde Selfkant beim Amt für Bauwesen, Zimmer 33, Am 

Rathaus 13, 52538 Selfkant, während der Öffnungszeiten sowie nach besonderer Vereinbarung zur dauernden 

Einsichtnahme aus. Weiterhin können die o.g. Unterlagen unter http://www.o-sp.de/selfkant/plan?pid=31768 

eingesehen werden. 

 

Die Öffnungszeiten des Rathauses sind: 

montags bis freitags   von   8.30 Uhr bis 12.00 Uhr 

montags     von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 

donnerstags    von 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr 

 

 

Hinweise: 

Gemäß § 215 Abs. 2 Baugesetzbuch wird auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von 

Vorschriften sowie auf die Rechtsfolgen hingewiesen. 

 

Gemäß § 215 Abs. 1 Baugesetzbuch werden unbeachtlich 

 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 

Formvorschriften, 

 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der  Vorschriften über das 

Verhältnis des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und 

 

http://www.o-sp.de/selfkant/


 3 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der 

Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden 

Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 

 

Hinweis auf Fälligkeit und Erlöschen der Entschädigungsansprüche nach § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Absatz 

4 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBL. I. S. 3634) 

 

§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 sowie Absatz 4 lauten: 

 

„(3) Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 bezeichneten 

Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die 

Leistung der Entschädigung schriftliche bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. 

(4) Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, 

in dem die in Absatz 3 Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs 

herbeigeführt wird.“ 

 

Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 2 der Gemeindeordnung NRW  in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 

(GV. S. 666), in der bei Erlass dieser Satzung geltenden Fassung, wird bei der Bekanntmachung der Satzung, 

der sonstigen ortsrechtlichen Bestimmung und des Flächennutzungsplans auf die Rechtsfolgen nach § 7 Abs. 6 

Satz 1 Gemeindeordnung NRW hingewiesen. 

 

Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung NRW kann die Verletzung von Verfahrens- und 

Formvorschriften der Gemeindeordnung gegen die Satzung nach Ablauf eines Jahres nicht mehr geltend 

gemacht werden, es sei denn, 

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 

ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

Selfkant, den 15. Dezember 2017 

 

Der Bürgermeister 

Corsten 

 
____________________________________________________________________ 

 
Bekanntmachung 

Aufstellung des Bebauungsplanes Selfkant Nr. 50 
 – Isenbruch, Ost – 

- Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses – 
 

 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Selfkant hat in ihrer Sitzung am 14. Dezember 2017 gemäß § 2 des 
Baugesetzbuches (BauGB) die Aufstellung des Bebauungsplanes Selfkant Nr. 50 – Isenbruch, Ost –  
beschlossen. 
 
Gegenstand im Rahmen dieses Verfahrens soll die Aufstellung eines Bebauungsplanes auf den 
Grundstücken Gemarkung Havert, Flur 1, Grundstücke 41, 42, 45, 52, 53, 54, 55, 56, 57, 58, 59, 60, 61, 62, 
63, 64, 65, 66, 67, 68, 70, 71, 132, 134, 159, 160, 161, 164, 165, 176, 177, 182, 183, 213, 215, 216, 267, 
268, 273 und 274 mit einer Gesamtfläche von 4,08 ha sein. Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes 
sollen schädliche Entwicklungen für das Ortsbild unterbunden sowie das zentral im Plangebiet gelegene 
Bürgerhaus mithilfe der Ausweisung als Gemeinbedarfsfläche planungsrechtlich gesichert werden. 
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Die Abgrenzung des Plangebietes ist aus dem nachstehenden Kartenausschnitt ersichtlich. 

 

 
 
 

Gemäß § 2 (1) des Baugesetzbuches (BauGB) wird vorstehend genannter Beschluss hiermit bekannt 
gemacht.  
 
Selfkant, den 15. Dezember 2017 
 
Der Bürgermeister 
Corsten 

 
____________________________________________________________________ 

 
Satzung 

über die Veränderungssperre für den Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes Selfkant Nr. 50 -Isenbruch, Ost- 

 

Der Rat der Gemeinde Selfkant hat in seiner Sitzung am 14. Dezember 2017 aufgrund des § 7 der 

Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 (GV.NRW. S. 666) in der z. 

Zt. gültigen Fassung in Verbindung mit den §§ 14, 16 und 17 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414) in der z. Zt. gültigen Fassung folgende Satzung 

beschlossen: 

 
§ 1 

Planungssicherung 

Am 14. Dezember 2017 ist vom Rat der Gemeinde Selfkant die Aufstellung des Bebauungsplanes Selfkant Nr. 50 

-Isenbruch, Ost- beschlossen worden. Der Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplanes wurde im Amtsblatt 

Nr. 52 der Gemeinde Selfkant vom 31. Dezember 2017 öffentlich bekannt gemacht. Zur Sicherung der Planung 

wird für das Gebiet des Bebauungsplanes Selfkant Nr. 50 -Isenbruch, Ost- eine Veränderungssperre erlassen. 

 
§ 2 

Räumlicher Geltungsbereich 

Von der Veränderungssperre, die das Gebiet des Bebauungsplanes Selfkant Nr. 50 -Isenbruch, Ost- umfasst, 

sind nachstehend aufgeführte Flurstücke der Flur 1 in der Gemarkung Havert betroffen: 

41, 42, 45, 52, 53, 54, 55, 56, 57, 58, 59, 60, 61, 62, 63, 64, 65, 66, 67, 68, 70, 71, 132, 134, 159, 160, 161, 164, 

165, 176, 177, 182, 183, 213, 215, 216, 267, 268, 273 und 274. 
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Für den räumlichen Geltungsbereich der Veränderungssperre ist der dieser Satzung als Anlage beigefügte 

Lageplan maßgebend. 

 
§ 3 

Rechtswirkungen 

(1) In dem von der Veränderungssperre betroffenen Bereich dürfen Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht 

durchgeführt werden oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden, erhebliche oder wesentlich wertsteigernde 

Veränderungen von Baugrundstücken und baulichen Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, 

zustimmungs- oder anzeigepflichtig sind, nicht vorgenommen werden. 

 

(2) Von der Veränderungssperre kann die Baugenehmigungsbehörde im Einvernehmen mit der Gemeinde eine 

Ausnahme zulassen, wenn überwiegende öffentliche Belange nicht entgegenstehen. 

 

§ 4  
Inkraftreten 

Die Veränderungssperre tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. Sie tritt außer Kraft, sobald und soweit 

für ihren Geltungsbereich der Bebauungsplan Nr. 50 „Isenbruch Ost“ in Kraft tritt, spätestens jedoch nach Ablauf 

von zwei Jahren. 

 

ausgefertigt: 

 

Selfkant, den 15. Dezember 2017 
 
Bürgermeister 
Corsten 

 
Anlage zur Satzung über die Veränderungssperre für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Selfkant Nr. 50 

-Isenbruch, Ost- 
 

Lageplan 
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1. Änderungssatzung 

zur Satzung über die Erhebung von 

Kanalanschlussbeiträgen, Abwassergebühren und  

Kostenersatz für Grundstücksanschlüsse  

in der Gemeinde Selfkant  

vom 14.12.2017  

 

Aufgrund 

- der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert durch Art. 1 des 

Gesetzes vom 15.11.2016 (GV. NRW. 2016, S. 966), in der jeweils geltenden Fassung,  

-   der § 1, 2, 4, 6 bis 8, 10 und 12 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 

(KAG NRW) vom 21.10.1969 (GV. NRW. 1969, S. 712), 

zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 15.12.2016 (GV. NRW. 2016, S. 1.150), in der jeweils 

geltenden Fassung,  

-  des § 54 des Landeswassergesetzes NRW in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes zur Änderung 

  wasser- und wasserverbandsrechtlicher Vorschriften vom 08.07.2016 (GV. NRW. S. 559), zuletzt  

  geändert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 15.11.2016 (GV. NRW. S. 934) sowie  

-   des Nordrhein-Westfälischen Ausführungsgesetzes zum Abwasserabgabengesetz (AbwAG NRW) vom 

08.07.2016 (GV. NRW. 2016, S. 559), in der jeweils  

geltenden Fassung,  

 

hat der Rat der Gemeinde Selfkant in seiner Sitzung am 14. Dezember 2017 die  

folgende 1. Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung von Kanalanschlussbeiträgen, 

Abwassergebühren und Kostenersatz für Grundstücksanschlüsse in der Gemeinde Selfkant beschlossen: 

 

Artikel I 

 

§ 4 (6) Schmutzwassergebühren erhält folgende Fassung: 

(6) Die Gebühr beträgt je m³ Schmutzwasser jährlich 3,14 €. 

 

§ 5 (4) Niederschlagswassergebühr erhält folgende Fassung: 

(4) Die Gebühr beträgt für jeden Quadratmeter bebauter und/oder befestigter Fläche i.S.d. Abs. 1 jährlich 0,60 

€. 

 
 
Artikel II 

 
Die vorstehende 1. Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung von  
Kanalanschlussbeiträgen, Abwassergebühren und Kostenersatz für Grundstücks-anschlüsse in der Gemeinde 
Selfkant tritt am 01. Januar 2018 in Kraft.  
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Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Satzung über die Erhebung von Kanalanschlussbeiträgen, Abwasser-gebühren und 
Kostenersatz für Grundstücksanschlüsse in der Gemeinde Selfkant wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
Gleichzeitig wird darauf hingewiesen, dass die  
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt  und dabei die verletzte 
 Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Selfkant, den 15. Dezember 2017 
 
Der Bürgermeister  
 
Corsten 

_____________________________________________________________________________ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

6. Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung 
der Friedhöfe im Gemeindegebiet Selfkant (Friedhofsgebührensatzung) vom 

04.03.2010 
 
Präambel 

Aufgrund von § 4 des Bestattungsgesetzes NRW vom 17.06.2003 (GV NRW S. 313) und § 7 i.V.m. § 41 Absatz 1 
Satz 2 Buchstabe f) der Gemeindeordnung NRW in der zuletzt gültigen Fassung und der §§ 4, 5 und 6 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.10.1969 (GV NW S. 712), in der zuletzt 
gültigen Fassung, zuletzt geändert am 16.12.2015, hat die Gemeindevertretung der Gemeinde Selfkant am 
14.12.2017 folgende Gebührensatzung beschlossen: 
 

Artikel I 

Der Gebührentarif trägt folgende Fassung:  
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Gebührentarif zur Friedhofsgebührensatzung 14.12.2017

I. Grabherstellungsgebühren

1. Für das Herstellung von Reihengräbern (Sargbestattung), je Grabstelle

a) für Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr 100 €

b) für Verstorbene ab vollendetem 5. Lebensjahr 531 €

2. Für das Herstellung von Wahlgrabstätten (Sargbestattung), je Grabstelle

a) für Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr 174 €

b) für Verstorbene ab vollendetem 5. Lebensjahr 531 €

         

3. Für das Herstellung von Urnengräbern als Erdbestattung, je Grabstelle 134 €

4. Für das Herstellen von Urnengräbern im Quaderwandsystem, je Grabstelle (je Urnenquader) 933 €

5. Für das Vorbereiten des Aschestreufeldes/Aschegrabfeld 68 €

6. Bei Bestattungen, die ausschließlich auf Wunsch der Angehörigen samstags in der Zeit von 08.00 Uhr bis 12.00

Uhr stattfinden (§ 8 Abs. 4 der Friedhofssatzung), wird ein Zuschlag auf die jeweilige Bestattungsgebühr in

Höhe von 30% erhoben. Wenn diese Bestattung aus Gründen erfolgt, die nicht von den Angehörigen zu

vertreten sind, wird kein Zuschlag erhoben.

7. Notwendige Maßnahmen nach § 9 (2) der Friedhofsordnung (z.B. Grabhüllensysteme) werden nach Aufwand

abgerechnet 

II.
Gebühren für die Zuteilung eines Reihengrabes bzw. Urnenreihengrabes und Verleihung des

Nutzungsrechtes an einer Wahlgrabstätte bzw. einer Urnenwahlgrabstätte bzw. eines Reihenwiesengrabes

1. Für die Zuteilung eines Reihengrabes bzw. Urnenreihengrabes oder Urnenreihengrabes in einem Urnen-

Wandsystem bzw. eines Wiesenreihengrabes, außer bei Gräbern von Verstorbenen bis zum 5. Lebensjahr

a) Reihengrab Sargbestattung 525 €

b) Urnenreihengrab Erdbestattung 525 €

c) Urnenreihengrab Quader 525 €

d) Wiesenreihengrab (nur Sargbestattung) 525 €

2. Beisetzung auf dem Aschestreufeld/Aschegrabfeld 188 €

3. Für die Verleihung des Nutzungsrechtes an einer Wahlgrabstätte für Erdbeisetzungen, Urnenwahlgrabstätte

für Erdbeisetzungen bzw. Urnenwahlgrabstätte in einem Urnen-Wandsystem (z.B. Urnen-Quader), an einer

Wiesengrabstätte auf die Dauer von 30 Jahren nach der Reihenfolge, in der die Friedhofsverwaltung die

Belegung nach dem Friedhofsplan festlegt, werden folgende Gebühren erhoben:

a) für eine Wahlgrabstätte Sargbestattung  je Sarg od. Urne (bei einer Nutzungszeit von 30 Jahren) 1.125 €

b) für eine Urnenwahlgrabstätte bei Erdbestattung je Grabstelle (bei einer Nutzungszeit von 30 Jahren) 675 €

c) für eine Urnenwahlgrabstätte in einem Urnen-Wandsystem (z.B. Urnen-Quader) je Urne (bei einer

Nutzungszeit von 30 Jahren) 750 €

d) Wiesenwahlgrab (nur Sargbestattung) 1.125 €

Bei einer geringeren Nutzungszeit als 30 Jahre (§ 15 Abs. 5 der Friedhofssatzung) verringern sich die Gebühren 

zu a) b) c)und d) entsprechend. (Beispiel: Nutzungszeit zu a) = 20 Jahre = 1.500,00 € ./. 30 Jahre x 20 Jahre =

1.000,00 €).

Findet die Belegung eines Wahlgrabes/Urnenwahlgrabes zeitlich so statt, dass die gesetzliche Ruhezeit des

Verstorbenen bzw. der Asche die Verleihungsfrist des Nutzungsrechtes überschreitet, so ist für den Zeitraum, 

um den die Verleihungsfrist überschritten wird, die zu zahlende Gebühr taggenau berechnet, zu entrichten.

Es gilt die zur Zeit des Nacherwerbs geltende Friedhofsgebührensatzung. Besteht die

Wahlgrabstätte/Urnenwahlgrabstätte aus mehreren Grabstellen, bzw. befinden sich in einer Wahlgrabstätte

für Erdbeisetzungen bereits Särge und/oder Urnen oder in einer Wahlgrabstätte in einem Urnenwandsystem

(z.B. Urnen-Quader) bereits Urnen, muss das Nutzungsrecht entsprechend für alle Grabstellen/Särge/Urnen

verlängert werden.
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Artikel II 

 
Die 6. Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung der Friedhöfe im 
Gemeindegebiet Selfkant (Friedhofsgebührensatzung) tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in 
Kraft. 
 
Selfkant, den 14.12.2017 
 
Corsten 
Bürgermeister 

III. Gebühren für Herstellung und Pflege Wiesengräber (zwingend Pos. 1 u. 2)

1. für die Herstellung der Einfassung, das Aufstellen des Kreuzes und für die Pflege eines Wiesengrabes (Wahl-

und Reihengrab) für die Dauer der Zuteilungszeit bzw. der Verleihung des Nutzungsrechtes       2.013 €

2. für die Anschaffung des Grabkreuzes mit Beschriftung 315 €

IV. Gebühren für die Benutzung der Friedhofseinrichtungen

1.
Für die Aufbewahrung einer Leiche in der Leichenhalle oder mit ärztlicher Unbedenklichkeitsbescheinigung

in der Aussegnungshalle und die Benutzung zur Verabschiedung und Beerdigung, pauschal
100 €

2. Für die alleinige Benutzung der Trauerhalle nur zur Beerdigung/Verabschiedung, pauschal 50 €

V. Sonstige Gebühren

1. Für das Reinhalten von Gräbern, die nicht ordnungsgemäß unterhalten werden, für jedes belegte Grab

jährlich

a) bei Gräbern von Verstorbenen bis zum vollendeten 5. Lebensjahr 142 €
b) bei Gräbern von Verstorbenen ab vollendetem 5. Lebensjahr 214 €

2. Für Erlaubnisse

a) zur Aufstellung von Grabmalen, Grabeinfassungen sowie Abdeckungen 36 €
b) zur Aufstellen eines einfachen (provisorischen) Holzkreuzes  0 €

3. Für die Erteilung einer Berechtigungskarte gemäß § 7 Abs. 2  der Friedhofssatzung

a) Gültigkeitsdauer 1 Jahr 72 €
b) Gültigkeitsdauer 1 Tag 36 €

4. Einebnungen

Für die Einebnung von Gräbern bzw. der Auflösung von Grabstätten in Urnenquadern nach Ablauf der Ruhe-

bzw. Nutzungszeit wird eine Gebühr erhoben in Höhe von 

a) Einzelgrab Sarg 196 €

b) Doppelgrab Sarg 220 €
c) jede weitere Grabstelle Sarg 24 €

d) Einzelgrab Urne 86 €

e) Doppelgrab Urne 129 €
f) Urnenquader 50 €

5. Umbettungen

Diese werden nur gegen Erstattung der tatsächlichen Kosten vorgenommen.
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Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Satzung wird hiermit bekannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
 durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Selfkant vorher gerügt und dabei die 
 verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Selfkant, den 14.12.2017 
 
Corsten 
Bürgermeister 

____________________________________________________________________ 

 
Ordnungsbehördliche Verordnung über die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und 

Ordnung im Gebiet der Gemeinde Selfkant  
vom 14.12.2017 

 
Präambel 
 
§ 1 Begriffsbestimmungen 
§ 2 Allgemeine Verhaltenspflicht 
§ 3 Schutz der Verkehrsflächen und Anlagen 
§ 4 Werbung, Wildes Plakatieren 
§ 5 Tiere 
§ 6 Verunreinigungsverbot 
§ 7 Abfallbehälter / Sammelbehälter 
§ 8 Wohnwagen, Zelte und Verkaufswagen 
§ 9 Kinderspielplätze 
§ 10    Hausnummern 
§ 11    Öffentliche Hinweisschilder 
§ 12    Landwirtschaftliche Arbeiten 
§ 13    Fäkalien-, Dung- und Klärschlammabfuhr 
§ 14    Brauchtumsfeuer 
§ 15    Erlaubnisse, Ausnahmen 
§ 16    Ordnungswidrigkeiten 
§ 17    Inkrafttreten, Aufheben von Vorschriften 
 
 
P r ä a m b e l 
 
 
Aufgrund der §§ 27 Abs. 1, Abs. 4 Satz 1; 31 des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden - 
Ordnungsbehördengesetz (OBG) - in der Fassung der Bekanntmachung vom 13.5.1980 (GV NW S. 528 / SGV 
NW 2060), zuletzt geändert durch Gesetz vom vom 5. 4. 2005 (GV. NRW. S. 274), und der §§ 5 Abs. 1; 7 Abs. 1; 
9 Abs. 3; 10 Abs. 4 des Gesetzes zum Schutz vor Luftverunreinigungen, Geräuschen und ähnlichen 
Umwelteinwirkungen - Landes-Immissionsschutzgesetz (LImschG NRW) - in der Fassung vom 18.3.1975 (GV 
NW S. 232 / SGV NW 7129), zuletzt geändert durch Gesetz vom 12. 12. 2006 (GV. NRW. S. 622), wird von der 
Gemeinde Selfkant als örtliche Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des Rates der Gemeinde Selfkant vom 
14.12.2017 mit Zustimmung der Bezirksregierung Köln vom 27.10.2017 für das Gebiet der Gemeinde Selfkant 
folgende Verordnung erlassen: 
 

§ 1 

 
Begriffsbestimmungen 

 
(1) Verkehrsflächen im Sinne dieser Verordnung sind alle dem öffentlichen Verkehr dienenden Flächen ohne 

Rücksicht auf die Eigentumsverhältnisse. Zu den Verkehrsflächen gehören insbesondere Straßen, 
Fahrbahnen, Wege, Gehwege, Radwege, Bürgersteige, Plätze, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, 
Böschungen, Rinnen und Gräben, Brücken, Unterführungen, Treppen und Rampen vor der Straßenfront der 
Häuser, soweit sie nicht eingefriedet sind. 
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(2) Anlagen im Sinne dieser Verordnung sind ohne Rücksicht auf die Eigentumsverhältnisse insbesondere alle 
der Allgemeinheit zur Nutzung zur Verfügung stehenden oder bestimmungsgemäß zugänglichen 

 
1. Grün-, Erholungs-, Spiel- und Sportflächen, Waldungen, Gärten, Friedhöfe sowie die Ufer und 

Böschungen von Gewässern; 
 

2. Ruhebänke, Toiletten-, Kinderspiel- und Sporteinrichtungen, Telekommunikationseinrichtungen, 
Wetterschutz- und ähnliche Einrichtungen; 

 
3. Denkmäler und unter Denkmalschutz stehende Baulichkeiten, Kunstgegenstände, Standbilder, Plastiken, 

Anschlagtafeln, Beleuchtungs-, Versorgungs-, Kanalisations-, Entwässerungs-, Katastrophenschutz- und 
Baustelleneinrichtungen sowie Verkehrsschilder, Hinweiszeichen und Lichtzeichenanlagen. 

 
§ 2 

Allgemeine Verhaltenspflicht 

 
(1) Auf Verkehrsflächen und in Anlagen haben sich alle so zu verhalten, dass andere nicht gefährdet, geschädigt 

oder mehr als nach den Umständen unvermeidbar behindert werden. Die Benutzung der Verkehrsflächen 
und Anlagen darf nicht vereitelt oder beschränkt werden. 

 
(2) Absatz 1 findet nur insoweit Anwendung, als die darin enthaltenen Verhaltenspflichten und 

Benutzungsgebote nicht der Regelung des Verkehrs im Sinne der Straßenverkehrsordnung auf 
Verkehrsflächen und in Anlagen dienen. Insoweit ist § 1 Abs. 2 StVO einschlägig. 

 
§ 3 

Schutz der Verkehrsflächen und Anlagen 

 
(1) Die Anlagen und Verkehrsflächen sind schonend zu behandeln. Sie dürfen nur ihrer Zweckbestimmung 

entsprechend genutzt werden. Vorübergehende Nutzungseinschränkungen auf Hinweistafeln sind zu 
beachten. 

 
(2) Es ist insbesondere untersagt 
 

1. in den Anlagen und auf Verkehrsflächen unbefugt Sträucher und Pflanzen aus dem Boden zu entfernen, 
zu beschädigen oder Teile davon abzuschneiden, abzubrechen, umzuknicken oder sonst wie zu 
verändern; 

2. in den Anlagen und auf Verkehrsflächen unbefugt Bänke, Tische, Einfriedungen, Spielgeräte, 
Verkehrszeichen, Straßen- und Hinweisschilder und andere Einrichtungen zu entfernen, zu versetzen, zu 
beschädigen oder anders als bestimmungsgemäß zu nutzen; 

3.  in den Anlagen zu übernachten oder zu zelten; 
4. in den Anlagen und auf Verkehrsflächen, insbesondere auf Grünflächen, Gegenstände abzustellen oder 

Materialien zu lagern; 
5. die Anlagen zu befahren; dies gilt nicht für Unterhalts- und Notstandsarbeiten sowie für das Befahren mit 

Kinderfahrzeugen und Fortbewegungsmitteln wie Krankenfahrstühle, sofern Personen nicht behindert 
werden; 

6. Sperrvorrichtungen und Beleuchtungen zur Sicherung von Verkehrsflächen und Anlagen unbefugt zu 
beseitigen, zu beschädigen oder zu verändern sowie Sperrvorrichtungen zu überwinden; 

7. Hydranten, Straßenrinnen und Einflussöffnungen oder Straßenkanäle zu verdecken oder ihre 
Gebrauchsfähigkeit sonstwie zu beeinträchtigen; 

8. gewerbliche Betätigungen, die einer Erlaubnis nach § 55 Abs. 2 GewO bedürfen, vor öffentlichen 
Gebäuden, insbesondere Kirchen, Schulen und Friedhöfen im Einzugsbereich von Ein- und Ausgängen 
auszuüben. Die Vorschriften des Straßen- und Wegegesetzes Nordrhein-Westfalen und die aufgrund 
dieses Gesetzes ergangenen Satzungen bleiben hiervon unberührt; 

9.   jedes sonstige Verhalten, dass andere Personen behindern oder belästigen kann, z.B. das Lärmen, 
gewohnheitsgemäßes Konsumieren von alkoholischen Getränken, Betteln, Trunkenheit und zielloses 
Herumlungern. 

 
§ 4 

Werbung, Wildes Plakatieren 

 
(1) Es ist verboten, auf Verkehrsflächen und in Anlagen - insbesondere an Bäumen, Haltestellen und 

Wartehäuschen, Strom- und Ampelschaltkästen, Lichtmasten, Signalanlagen, Verkehrszeichen und 
sonstigen Verkehrseinrichtungen, an Abfallbehältern und Sammelcontainern und an sonstigen für diese 
Zwecke nicht bestimmten Gegenständen und Einrichtungen - sowie an den im Angrenzungsbereich zu den 
Verkehrsflächen und Anlagen gelegenen Einfriedungen, Hauswänden und sonstigen Einrichtungen und 
Gegenständen Flugblätter, Druckschriften, Handzettel, Geschäftsempfehlungen, Veranstaltungshinweise und 
sonstiges Werbematerial anzubringen, zu verteilen oder zugelassene Werbeflächen durch Überkleben, 
Übermalen oder in sonstiger Art und Weise zu überdecken. 
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(2) Ebenso ist es untersagt, die in Abs. 1 genannten Flächen, Einrichtungen und Anlagen zu bemalen, zu 
besprühen, zu beschriften, zu beschmutzen oder in sonstiger Weise zu verunstalten. 

 
(3) Das Verbot gilt nicht für von der Gemeinde genehmigte Nutzungen oder konzessionierte Werbeträger sowie 

für bauaufsichtsrechtlich genehmigte Werbeanlagen. Solche Werbeanlagen dürfen jedoch in der äußeren 
Gestaltung nicht derart vernachlässigt werden, dass sie verunstaltet wirken. 

 
§ 5 

Tiere 

 
(1) Auf Verkehrsflächen und in Anlagen sind Hunde an der Leine zu führen, soweit nicht in  
 § 2 Abs. 3 Satz 2 Landesforstgesetz NRW etwas anderes geregelt ist. Der Anleinzwang gilt nicht für solche 

Flächen, die durch entsprechende Beschilderung seitens der Ordnungsbehörde hiervon ausgenommen sind. 
Im Übrigen gelten die Vorschriften des Landeshundegesetzes. 
 

(2) Wer auf Verkehrsflächen oder in Anlagen Tiere, insbesondere Pferde und Hunde, mit sich führt, hat die durch 
die Tiere verursachten Verunreinigungen unverzüglich und schadlos zu beseitigen. Ausgenommen hiervon 
sind Blinde und hochgradig Sehbehinderte, die Blindenhunde mit sich führen. 

 
(3)  Bei der Ausführung von Tieren haben Tierhalter und die mit der Betreuung von Tieren beauftragten Personen 

zur Aufnahme und zum Transport von Kot geeignete Behältnisse mitzuführen. 
 

(4) Tauben und freilaufende Katzen dürfen nicht zielgerichtet oder gezielt gefüttert werden. 
 

§ 6 
Verunreinigungsverbot 

 
(1) Jede Verunreinigung der Verkehrsflächen und Anlagen ist untersagt. Unzulässig ist insbesondere 
 

1. das Wegwerfen und Zurücklassen von Unrat, Lebensmittelresten, Papier, Glas, Konservendosen oder 
sonstigen Verpackungsmaterialien sowie von scharfkantigen, spitzen, gleitfähigen oder anderweitig 
gefährlichen Gegenständen; 

 
2. das Ausschütten jeglicher Schmutz- und Abwässer sowie das Ableiten von Regenwasser auf Straßen 

und Anlagen, wobei die ordnungsgemäße Einleitung in die Kanalisation unter Beachtung der 
einschlägigen Vorschriften ausgenommen ist; 

 
3. das Reinigen von Fahrzeugen, Gefäßen u.a. Gegenständen, es sei denn, es erfolgt mit klarem Wasser. 

Zusätze von Reinigungsmitteln sind nicht erlaubt. Motor- und Unterbodenwäsche oder sonstige 
Reinigungen, bei denen Öl, Altöl, Benzin o.ä. Stoffe in das öffentliche Kanalnetz oder in das 
Grundwasser gelangen können, sind verboten; 

 
4. das Ablassen und die Einleitung von Öl, Altöl, Benzin, Benzol oder sonstigen flüssigen, schlammigen 

und/oder feuergefährlichen Stoffen auf die Straße oder in die Kanalisation. Gleiches gilt für das Ab- oder 
Einlassen von Säuren/Basen, säure-/basehaltigen oder giftigen Flüssigkeiten. Falls derartige Stoffe 
durch Unfall oder aus einem anderen Grunde auslaufen, hat der Verursacher alle erforderlichen 
Maßnahmen zu ergreifen, um ein Eindringen dieser Stoffe in das Grundwasser oder in die Kanalisation 
zu verhindern. Dem Ordnungsamt - außerhalb der Dienststunden der Polizei - ist zudem sofort Mitteilung 
zu machen; 

 
5. der Transport von Flugasche, Flugsand oder ähnlichen Materialien auf offenen Lastkraftwagen, sofern 

diese Stoffe nicht abgedeckt oder in geschlossenen Behältnissen verfüllt worden ist. 
 
(2) Hat jemand öffentliche Verkehrsflächen oder öffentliche Anlagen - auch in Ausübung eines Rechts oder einer 

Befugnis - verunreinigt oder verunreinigen lassen, so muss die Person unverzüglich für die Beseitigung 
dieses Zustandes sorgen. Insbesondere haben diejenigen, die Waren zum sofortigen Verzehr anbieten, 
Abfallbehälter aufzustellen und darüber hinaus in einem Umkreis von 15 m die Rückstände einzusammeln. 

 
(3) Die Absätze 1 und 2 finden nur Anwendung, soweit durch die Verunreinigungen nicht der öffentliche Verkehr 

erschwert wird und somit § 32 StVO nicht anwendbar ist. 
 

§ 7 
Abfallbehälter/Sammelbehälter 

 
(1) Im Haushalt oder in Gewerbebetrieben angefallener Abfall darf nicht in Abfallbehälter gefüllt werden, die auf 

Verkehrsflächen oder in Anlagen aufgestellt sind. 
 
(2) Das Einbringen von gewerblichem Recyclingabfall in Sammelbehälter, die in Anlagen oder auf 

Verkehrsflächen aufgestellt sind, ist verboten. 
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(3) Das Abstellen von Altkleidern, Dosen, Glas, Papier, Sperrmüll oder dergleichen neben Recyclingcontainern 
ist verboten. 

 

(4) Die gefüllten Abfallbehälter dürfen frühestens am Abend vor der Entleerung durch die Müllabfuhr 
bereitgestellt werden. Dabei ist darauf zu achten, dass eine Störung der öffentlichen Sicherheit 
ausgeschlossen ist. Nach der Entleerung sind die Abfallbehälter unverzüglich von der Straße zu entfernen. 
Es ist verboten, explosive, feuergefährliche oder giftige Stoffe in die Abfallbehälter einzufüllen. Die für die 
Sperrgutabfuhr bereitgestellten Gegenstände sind so aufzustellen und erforderlichenfalls zu verpacken, dass 
eine Behinderung des Verkehrs und eine Verunreinigung der Straße ausgeschlossen ist. Nicht von der 
Sperrgutabfuhr mitgenommene Gegenstände müssen umgehend, spätestens jedoch bis zum Einbruch der 
Dunkelheit, von der Straße entfernt werden.  

 
(5) Verunreinigungen durch nicht abgeholte Haushaltsabfälle, sperrige Abfälle , Altstoffe und Gartenabfälle sind 

von der bereit stellenden Person unverzüglich und schadlos zu beseitigen. 
 
(6) Die Absätze 1 bis 5 finden nur Anwendung, soweit durch die Verunreinigungen nicht der öffentliche Verkehr 

erschwert wird und somit § 32 StVO nicht anwendbar ist. 
 

§ 8 
Wohnwagen, Zelte und Verkaufswagen 

 
 
(1) Das Ab- und Aufstellen von Wohnwagen, Zelten und Verkaufswagen in Anlagen ist verboten. 
 
(2) Ausnahmen können in Einzelfällen gestattet werden, wenn dies dem öffentlichen Interesse, z.B. zur Deckung 

des Freizeitbedarfs der Bevölkerung dient. 
 

§ 9 
Kinderspielplätze 

 
(1) Kinderspielplätze dienen nur der Benutzung durch Kinder bis 14 Jahre, soweit nicht durch Schilder eine 

andere Altersgrenze festgelegt ist. 
 
(2) Andere Aktivitäten, insbesondere Skateboardfahren und Fahren mit Inlineskatern sowie Ballspiele jeglicher 

Art, sind auf den Kinderspielplätzen verboten, es sei denn, dass hierfür besondere Flächen ausgewiesen 
sind. 

 
(3) Die Benutzung von Kinderspielplätzen ist nur tagsüber bis zum Einbruch der Dunkelheit erlaubt. 
 
(4) Auf Kinderspielplätzen dürfen Tiere nicht mitgeführt werden. 
 
(5) Das Rauchen auf Kinderspielplätzen ist verboten. 
 

§ 10 
Hausnummern 

 
(1) Jedes Haus ist vom Eigentümer bzw. der Eigentümerin  oder den Nutzungsberechtigten auf eigene Kosten 

mit der dem Grundstück zugeteilten Hausnummer zu versehen; die Hausnummer muss von der Straße 
erkennbar sein und lesbar erhalten werden. 

 
(2) Die Hausnummer ist unmittelbar neben dem Haupteingang deutlich sichtbar anzubringen. Liegt der 

Haupteingang nicht an der Straßenseite, so ist sie an der zur Straße gelegenen Hauswand oder Einfriedung 
des Grundstücks, und zwar an der dem Haupteingang zunächst liegenden Hauswand, anzubringen. Ist ein 
Vorgarten vorhanden, der das Wohngebäude zur Straße hin verdeckt oder die Hausnummer nicht erkennen 
lässt, so ist sie an der an der Einfriedung neben dem Eingangstor bzw. der Eingangstür zu befestigen oder 
ggf. separat anzubringen. 

 
(3) Bei Umnumerierungen darf das bisherige Hausnummernschild während einer Übergangszeit von einem Jahr 

nicht entfernt werden. Es ist mit roter Farbe so durchzustreichen, dass die alte Nummer noch deutlich lesbar 
bleibt. 

 
§ 11 

Öffentliche Hinweisschilder 

 
(1) Grundstückseigentümer/innen, Erbbauberechtigte, sonstige dingliche Berechtigte, Nießbraucher/innen und 

Besitzer/innen müssen dulden, dass Zeichen, Aufschriften und sonstige Einrichtungen wie beispielsweise 
Straßenschilder, Hinweisschilder für Gas-, Elektrizitäts-, Wasserleitungen und andere öffentliche 
Einrichtungen, Vermessungszeichen und Feuermelder an den Gebäuden und Einfriedungen oder sonstwie 
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auf den Grundstücken angebracht, verändert oder ausgebessert werden, wenn dies zur Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Sicherheit erforderlich ist. Die betroffene Person ist vorher zu benachrichtigen. 

 
(2) Es ist untersagt die in Absatz 1 genannten Zeichen, Aufschriften und sonstigen Einrichtungen zu beseitigen, 

zu verändern oder zu verdecken. 
 

§ 12 
Landwirtschaftliche Arbeiten 

 

(1) Das Überackern und Abflügen von Straßen, Wirtschaftswegen, Rasenkanten,  
      Böschungen, Banketten und Gräben ist verboten. 
 
(2) Während der Arbeiten auf Feldern ist das Wenden von Gespannen, Zugmaschinen und  
      Ackergeräten auf den an den Feldern angrenzenden Straßen und Wirtschaftswegen auf  
      ein Mindestmaß zu beschränken. 
 
(3) Die Ackerparzelle darf nur so weit umgepflügt werden, dass die befestigte Straßendecke 
      und die Bankette nicht beschädigt werden. Eine Mindeststärke von 50 cm je Bankette ist  
      zu beachten. 
 
(4) Die letzte Furche entlang eines Wirtschaftsweges darf nur bis zu eine Tiefe von nicht  
      mehr als 20 cm ausgehoben werden. Sie ist dem Wirtschaftsweg zuzuschlagen. 
 
(5) Die durch Viehtrieb, Feldarbeiten und das Befahren der Straßen und Wirtschaftswege  
      entstehenden Verschmutzungen sind vom Verursacher unverzüglich zu beseitigen.    
 

§ 13 
Fäkalien-, Dung- und Klärschlammabfuhr 

 
 
(1) Die Reinigung und Entleerung der Grundstücksentwässerungsanlagen, der Abortanlagen, der 

Schlammfänger für Wirtschaftsabwässer, der Dunggruben sowie aller anderen Gruben, die 
gesundheitsschädliche oder übelriechende Stoffe aufnehmen, ist unter Beachtung der Vorschriften des 
LImschG NRW so vorzunehmen, dass schädliche Umwelteinwirkungen vermieden werden, soweit dies nach 
den Umständen des Einzelfalls möglich und zumutbar ist. 

 
(2) Übelriechende und ekelerregende Fäkalien, Düngemittel und Klärschlamm dürfen nur in dichten und 

verschlossenen Behältern befördert werden. Soweit sie nicht in geschlossenen Behältern befördert werden 
können, ist das Beförderungsgut vollständig abzudecken, um Geruchsverbreitung zu verhindern. 

 
§ 14 

Brauchtumsfeuer 

 
(1) Brauchtumsfeuer sind vor ihrer Durchführung bei der örtlichen Ordnungsbehörde       anzuzeigen. 

Brauchtumsfeuer sind Feuer, deren Zweck nicht darauf gerichtet ist, pflanzliche Abfälle durch schlichtes 
Verbrennen zu beseitigen. Brauchtumsfeuer dienen der Brauchtumspflege und sind dadurch gekennzeichnet, 
dass eine in der Ortsgemeinschaft verankerte Glaubensgemeinschaft, Organisation oder ein Verein das 
Feuer unter dem Gesichtspunkt der Brauchtumspflege ausrichtet und es im Rahmen einer öffentlichen 
Veranstaltung für jedermann zugänglich ist. Hierzu gehören z.B. Osterfeuer oder Martinsfeuer. 

 
(2) Die Anzeige des Brauchtumsfeuers muss folgende Angaben enthalten: 
 
1. Name und Anschrift der verantwortliche(n) Person(en), die das Brauchtumsfeuer                                              

durchführen möchte(n), 
2. Alter der verantwortlichen Person(en), die das Brauchtumsfeuer  
            beaufsichtigt/beaufsichtigen, 
3. Beschreibung des Ortes, wo das Brauchtumsfeuer stattfinden soll, 
4. Entfernung des Brauchtumsfeuers zu baulichen Anlagen und zu öffentlichen      Verkehrsanlagen, 
5. Höhe des zu verbrennenden, aufgeschichteten Pflanzenmaterials und 
6. getroffene Vorkehrungen zur Gefahrenabwehr (z.B. Feuerlöscher, Mobiltelefon für Notruf). 
 
(3) Im Rahmen von Brauchtumsfeuern dürfen nur unbehandeltes Holz, Baum- und Strauchschnitt sowie sonstige 

Pflanzenreste verbrannt werden. Das Verbrennen von beschichtetem oder behandeltem Holz (einschließlich 
behandelte Paletten, Schalbretter, usw.) und sonstigen Abfällen (z.B. Altreifen) ist verboten. Andere Stoffe, 
insbesondere Mineralöle, Mineralölprodukte oder andere Abfälle, dürfen weder zum Anzünden noch zur 
Unterhaltung des Feuers genutzt werden. Die Feuerstelle darf nur kurze Zeit vor dem Anzünden 
aufgeschichtet werden, damit Tiere hierin keinen Unterschlupf suchen können und dadurch vor dem 
Verbrennen geschützt werden. 
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(4) Das Brauchtumsfeuer muss ständig von zwei Personen, davon eine über 18 Jahre alt, beaufsichtigt werden. 
Diese Personen dürfen den Verbrennungsplatz erst dann verlassen, wenn das Feuer und die Glut erloschen 
sind. Das Feuer darf bei starkem Wind nicht angezündet werden. Es ist bei aufkommendem starken Wind 
unverzüglich zu löschen.  

 
(5) Das Feuer muss folgende Mindestabstände einhalten: 
 

100 m von zum Aufenthalt von Menschen bestimmten Gebäuden, 25 m von sonstigen baulichen Anlagen 50 
m von öffentlichen Verkehrsflächen und 10 m von befestigten Wirtschaftswegen.  

 
(6) Die verantwortlich Person hat rechtzeitig die Feuerleitstelle des Kreises Heinsberg über  
      das Brauchtumsfeuer zu unterrichten.   
 

§ 15 
Erlaubnisse, Ausnahmen 

 
Der Bürgermeister kann auf Antrag Ausnahmen von den Bestimmungen dieser Verordnung zulassen, wenn die 
Interessen des/der Antragstellers/in die durch die Verordnung geschützten öffentlichen und privaten Interessen im 
Einzelfall nicht nur geringfügig überwiegen. 
 

§ 16 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
 

1. die allgemeine Verhaltenspflicht gem. § 2 der Verordnung; 
2. die Schutzpflichten hinsichtlich der Verkehrsflächen und Anlagen gem. § 3 der Verordnung; 
3. das Verbot des unbefugten Werbens und Plakatierens gem. § 4 der Verordnung; 
4. die Bestimmungen hinsichtlich der Haltung und Fütterung von Tieren gem. § 5 der Verordnung; 
5. das Verunreinigungsverbot gem. § 6 der Verordnung; 
6. das Verbot hinsichtlich des Einfüllens, Abstellens und Liegenlassens von Müll gem. § 7 der 

Verordnung; 
7. das Ab- und Aufstellverbot von Verkaufswagen-, Wohnwagen und Zelten gem. § 8 der Verordnung; 
8. das Verbot der unbefugten Benutzung von Kinderspielplätzen gem. § 9 der Verordnung; 
9. die Hausnummerierungspflicht gem. § 10 der Verordnung; 
10. die Duldungspflicht gem. § 11 der Verordnung verletzt.  

 

(2) Ordnungswidrig gem. § 17 LImschG NRW handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
 

1. die Verpflichtung hinsichtlich der Fäkalien-, Dung- und Klärschlammabfuhr gem. § 13 der Verordnung 
verletzt, oder 

 
2. die Anzeigepflicht gem. § 13 der Verordnung verletzt, oder 
 
3.   die Anzeigepflicht gem. § 14 der Verordnung verletzt, oder 

 
(3) Verstöße gegen die Vorschriften dieser Verordnung können mit einer Geldbuße nach den Bestimmungen des 

Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) vom 24. Mai 1968 i.d.F. vom 7.7.1986 (BGBl. I S. 977) 
geahndet werden, soweit sie nicht nach Bundes- oder Landesrecht mit Strafen oder Geldbußen bedroht sind. 

 
(4) Die Höhe eines Verwarnungsgeldes richtet sich nach dem Katalog, der Bestandteil dieser  
       Verordnung ist. 
 

§ 17 
Inkrafttreten, Aufheben von Vorschriften 

 
(1) Diese Verordnung tritt eine Woche nach dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die ordnungsbehördliche Verordnung über die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit 

und Ordnung im Gebiet der Gemeinde Selfkant vom 14.11.2002  außer Kraft. 
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Verwarn- Bußgeldkatalog zur ordnungsbehördlichen Verordnung über die Aufrechterhaltung der 

öffentlichen Sicherheit und Ordnung im Gebiet der Gemeinde Selfkant vom 14.12.2017 

 

1. Verletzung von allgemeinen Verhaltenspflichten     25 € 

 
2. Beschmutzung, Beschädigung von öffentlichen Gebäuden 

oder Einrichtungen        35 € 
 

3. Zweckwidrige Benutzung von Abfallbehältern; insbesondere 

an Friedhöfen, Schulen und Sammelunterkünften     35 € 
 

4. Nichtanbringen oder fehlerhaftes Anbringen von Hausnummern   25 € 

 
5. Führen von nichtangeleinten Hunden       25 € 

 
6. Nichtmitführen von geeigneten Behältnissen zur Aufnahme und   

zum Abtransport von Kot        25 € 
 

7. Nichtbeseitigen von Verunreinigungen (Kot) durch Haustiere    50 € 

 
8. Füttern von fremden oder herrenlosen Katzen     35 € 

 
9. Aufenthalt von Personen auf Kinderspielplätzen, die älter als 

14 Jahre sind und nicht Begleit- oder Aufsichtsperson sind    15 € 
 
Bekanntmachungsanordnung 

 

Die vorstehende Satzung wird hiermit bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren       wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Selfkant vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

Selfkant, den 14.12.2017 

Corsten 

Bürgermeister                                                                     
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Haben Sie Interesse am Schöffenamt? 

 
Vorbereitung der Wahl der Schöffinnen, 
Schöffen, Jugendschöffinnen und 
Jugendschöffen für die Geschäftsjahre 
2019 – 2023 

 
Im ersten Halbjahr 2018 werden bundesweit die 
Schöffen und Jugendschöffen für die Amtszeit 2019 
bis 2023 gewählt. Gesucht werden in unserer 
Gemeinde Frauen und Männer, die am Amtsgericht 
Heinsberg als Vertreter des Volkes an der 
Rechtsprechung in Strafsachen teilnehmen.  
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Selfkant hat 
in jedem fünften Jahr eine Vorschlagsliste für die 
Wahl der Schöffinnen und Schöffen aufzustellen 
und dem Amtsgericht Heinsberg vorzulegen. 
Darüber hinaus hat der Jugendhilfeausschuss des 
Kreises Heinsberg eine Vorschlagsliste für die Wahl 
der Jugendschöffinnen und Jugendschöffen 
aufzustellen.  
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Selfkant 
und der Jugendhilfeausschuss des Kreises 
Heinsberg schlagen doppelt so viele Kandidaten, 
wie an Schöffen benötigt werden, dem 
Schöffenwahlausschuss beim Amtsgericht vor, der 
in der zweiten Jahreshälfte 2018 aus diesen 
Vorschlägen die Haupt- und Hilfsschöffen wählen 
wird.  
 
Gesucht werden Bewerberinnen und Bewerber, die 
in der Gemeinde wohnen und am 01.01.2019 
zwischen 25 und 69 Jahre alt sein werden. Wählbar 
sind deutsche Staatsangehörige, die die deutsche 
Sprache ausreichend beherrschen müssen. Wer zu 
einer Freiheitsstrafe von mehr als sechs Monaten 
verurteilt wurde oder gegen wen ein 
Ermittlungsverfahren wegen einer schweren Straftat 
schwebt, die zum Verlust der Übernahme von 
Ehrenämtern führen kann, ist von der Wahl 
ausgeschlossen. Auch hauptamtlich in oder für die 
Justiz Tätige (Richter, Rechtsanwälte, 
Polizeivollzugsbeamte, Bewährungshelfer, 
Strafvollzugsbedienstete usw.) und Religionsdiener 
sollen nicht zu Schöffen gewählt werden. 
 
Schöffen sollten über soziale Kompetenz verfügen, 
d.h. das Handeln eines Menschen in seinem 
sozialen Umfeld beurteilen können. Von ihnen 
werden Lebenserfahrung und Menschenkenntnis 
erwartet. Die ehrenamtlichen Richter müssen 
Beweise würdigen, d.h. die Wahrscheinlichkeit, 
dass sich ein bestimmtes Geschehen so ereignet 
hat oder nicht, aus den vorgelegten 
Zeugenaussagen, Gutachten oder Urkunden 
ableiten können. Die Lebenserfahrung, die ein 
Schöffe mitbringen muss, kann sich aus beruflicher 
Erfahrung du/oder gesellschaftlichem Engagement 
rekrutieren. Dabei steht nicht der berufliche Erfolg 
im Mittelpunkt, sondern die Erfahrung, die im 
Umgang mit Menschen erworben wurde.  
 
Schöffen in Jugendstrafsachen sollten in der 
Jugenderziehung über besondere Erfahrung 
verfügen. Das verantwortungsvolle Amt eines 

Schöffen verlangt in hohem Maße Unparteilichkeit, 
Selbstständigkeit und Reife des Urteils, aber auch 
geistige Beweglichkeit und – wegen des 
anstrengenden Sitzungsdienstes – gesundheitliche 
Eignung. 
 
Schöffen müssen ihre Rolle im Strafverfahren 
kennen, über Rechte und Pflichten informiert sein 
und sich über die Ursachen von Kriminalität und den 
Sinn und Zweck von Strafe Gedanken gemacht 
haben. Sie müssen bereit sein, Zeit zu investieren, 
um sich über ihre Mitwirkungs- und 
Gestaltungsmöglichkeiten weiterzubilden. Wer zum 
Richten über Menschen berufen ist, braucht ein 
großes Verantwortungsbewusstsein für den Eingriff 
in das Leben anderer Menschen. Objektivität und 
Unvoreingenommenheit müssen auch in 
schwierigen Situationen bewahrt werden. 
 
Bürger und Bürgerinnen aus der Gemeinde 
Selfkant, die sich für diese Ehrenämter 
interessieren, können sich bis zum 28. Februar 
2018 beim Hauptamt der Gemeinde Selfkant, Am 

Rathaus 13, 52538 Selfkant, Tel.: 02456 – 499 125 
melden und eine Bewerbung abgeben. 
_________________________________________ 
 
 

EGS – Entwicklungsgesellschaft 
Selfkant  mbH 

 
Baugebiete „Hundsrath“ Saeffelen und „Auf die 
Höff“ Havert 
 

Die EGS – Entwicklungsgesellschaft Selfkant mbH 
(EGS)  bietet im Baugebiet  „Hundsrath“ in 
Saeffelen und im Baugebiet „Auf die Höff“ in Havert  
Baugrundstücke in verschiedenen Größen zum 
Verkauf an. Informationen hierzu erhalten Sie auf 
der Website der EGS, www.egs.selfkant.de 
 
Die voll erschlossenen Baustellen können direkt 
einer Bebauung zugeführt werden. 
 
Wer sich den Traum vom eigenen Haus zu 
günstigen Konditionen erfüllen möchte und    
Interesse an einem Baugrundstück in Saeffelen 
oder Havert hat, kann sich  in der Geschäftsstelle 
der EGS, im Rathaus der Gemeinde Selfkant, 
Zimmer 32, Am Rathaus 13, 52538 Selfkant-
Tüddern, während der üblichen Öffnungszeiten oder 
telefonisch unter 02456-499128 melden. 
 
_________________________________________ 
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Standesamtliche Nachrichten 

Die Gemeinde Selfkant gratuliert zum Geburtstag: 
 
Frau Elisabeth Brandts, 
wohnhaft in Kleinwehrhagen, Kleinwehrhagen 16; 
sie wurde am 25.12.  81 Jahre alt. 
 
Frau Anna Fiddelers, 
wohnhaft in Isenbruch, Grünstraße 31; 
sie wurde am 28.12.  87 Jahre alt. 
 
Herrn Christian Kappes, 
wohnhaft in Höngen, Kirchstraße 2; 
er wurde am 29.12.  92 Jahre alt. 
 
Frau Josefa Swoboda, 
wohnhaft in Höngen, Altenheim St. Josef; 
sie wurde am 29.12.  85 Jahre alt. 
 
Frau Agnes Sentis, 
wohnhaft in Saeffelen, Selfkantstraße 90; 
sie wurde am 29.12.  85 Jahre alt. 
 
Herrn Gottfried Schürgers, 
wohnhaft in Hillensberg, Im Langental 42; 
er wurde am 29.12.  81 Jahre alt. 
 
Frau Waltraud Schlender, 
wohnhaft in Höngen, Am Saeffelbach 7 F; 
sie wurde am 30.12.  82 Jahre alt. 
 
Herrn Theodor Schürmann, 
wohnhaft in Tüddern, Mittelstraße 4; 
er wurde am 30.12.  84 Jahre alt. 
 
Herrn Johann Penners, 
wohnhaft in Tüddern, Rodebachstraße 9A; 
er wird am 31.12.   82 Jahre alt. 
 
Herrn Bernhard Krings, 
wohnhaft in Heilder, An der Mühle 16; 
er wird am 01.01.   82 Jahre alt. 
 
Frau Katharina Tholen, 
wohnhaft in süsterseel, Suestrastraße 19; 
sie wird am 07.01.  81 Jahre alt. 
 
Frau Gertruda Fries, 
wohnhaft in Tüddern, Millener Weg 10; 
sie wird am 09.01.  87 Jahre alt. 
 
Frau Sophia Klaßen, 
wohnhaft in Höngen, Westerholzer Straße 52; 
sie wird am 10.01.  87 Jahre alt. 
 
Frau Helene Rademacher, 
wohnhaft in Tüddern, Geilenkirchener Straße 10; 
sie wird am 12.01.  82 Jahre alt. 
 
Frau Agnes Corsten, 
wohnhaft in Tüddern, Neustraße 7; 
sie wird am 12.01.  80 Jahre alt. 
 
Herrn Gerhard Sentis, 
wohnhaft in Saeffelen, Selfkantstraße 90; 
er wird am 13.01.   87 Jahre alt. 
_________________________________________ 
 

 
Veranstaltungskalender Gemeinde Selfkant 

 
06.01. Proklamationssitzung der KG de 
 Witsemänn Tüddern, Westzipfelhalle, 
 19.11 Uhr 
 
13.01. Après Ski Party der KG de Kleischötte 
 Süsterseel,Festzelt am Dorfplatz, 20.00 
 Uhr 
 
14.01. Kindersitzung der KG de Witsemänn 
 Tüddern, Westzipfelhalle, 14.11 Uhr 
 
21.01. Karnevalistischer Frühschoppen der KG de 
 Witsemänn Tüddern, Westzipfelhalle, 
 11.11 Uhr 
 
27.01. Karneval mit befreundeten 
 Gastgesellschaften der IG Höngener 
 Karneval, Schützenhall Höngen, 15.11 Uhr 
 
27.01. Kostümsitzung der KG de Kleischötte 
 Süsterseel, Festzelt am Dorfplatz, 19.11 
 Uhr 
 
28.01. Kindersitzung der KG de Kleischötte 
 Süsterseel, Festzelt am Dorfplatz, 15.11 
 Uhr 
 
Vereine und Institutionen, die ihre Termine im 
Veranstaltungskalender der Internetseite 
www.derselfkant.de veröffentlichen möchten, 
werden gebeten, dies  per E-Mail an  
info@selfkant.de zu tun. 
_________________________________________ 
 
Öffnungszeiten der Gemeindeverwaltung 

 
Bei der Gemeindeverwaltung Selfkant gelten 
folgende Öffnungszeiten für den Publikumsverkehr: 
 
Montags bis freitags von  8.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
Montags                von   14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
Donnerstags         von   14.00 Uhr bis 17.30 Uhr 
  
In Rentenangelegenheiten wird um vorherige 
Terminabsprache gebeten. 
 
Donnerstags gibt es eine freie 
Rentensprechstunde  ohne vorherige 
Terminabsprache. 
 

Neue Öffnungszeiten 
des Sozialamtes 
 
montags: 

8.00 Uhr – 12.00 Uhr und 
14.00 Uhr – 16.00 Uhr 
 
dienstags: 

8.00 – 12.00 Uhr 
 
mittwochs: 
geschlossen 

 
donnerstags: 
8.00 – 12.00 Uhr und 
14.00 – 17.30 Uhr 

mailto:info@selfkant.de
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freitags: 
8.00 – 12.00 Uhr 
 
Wichtige Telefonnummern: 

 
 Bürgermeister Corsten  499 122 
Rathaus der 
Gemeinde Selfkant  4990 
Fax-Nummer   3828 
Bauhofleiter Meiers  01634744651 
Abwasserbereich   015112104270 
Polizeinotruf   110 
Rettungsdienst   112 
 
Internet-Adresse der Gemeinde Selfkant: 
www.Selfkant.de 
 
Email-Adresse der Gemeinde Selfkant: 
info@Selfkant.de 

 
Sprechstunden des Jugendamtes 

 
Die Sprechstunden des Jugendamtes des Kreises 
Heinsberg finden dienstags von 8.30 Uhr – 16.00 
Uhr und donnerstags von 8.30 Uhr – 12.00 Uhr im 
Rathaus der Gemeinde Selfkant –Zimmer 13- statt. 
 

 
Schiedsmann für die Gemeinde Selfkant 

 
Herr Dr. Hans Leithoff, Tel.: 0032 477 842049 
E-Mail: hbleithoff@aol.com  
________________________________________ 
 
Bereitschaftsdienst des Verbandswasserwerk 
Gangelt GmbH 

 
Für die Meldung von Rohrbrüchen und sonstigen 
Schäden am Leitungsnetz des 
Verbandswasserwerkes ist das Büro Tag und Nacht 
telefonisch erreichbar. 
 
Telefon-Nummer: 02451-490080 

 
Das Büro befindet sich 
in 52511 Geilenkirchen-Niederheid 
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